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Zusammenfassung einiger Inputs

Vorerst einige grundsätzliche Bemerkungen:

Fremdunterbringungsentscheidungen sind stets Entscheidungen in einem Feld konkurrierender Werte. Sie sind nicht „objektiv“ und können nicht objektiv sein. Es sind Entscheidungen, die von verschiedenen (teils konkurrierenden) Werten bestimmt sind: Auf der einen Seite steht das Bedürfnis der Gesellschaft, den Kindern günstige Entwicklungsbedingungen zu garantieren, auf der anderen Seite das Recht der Eltern und der Kinder, ihr Leben entsprechend eigenen Wünschen und Möglichkeiten zu gestalten. Nun könnte man einwenden, dieses Recht gelte nur insoweit sie dabei nicht die Rechte anderer (in diesem Fall der Kinder) verletzen. Das ist zweifelsohne richtig, aber die Abwägung ist trotzdem immer schwierig: Dass die Kinder bei Pflegeeltern oder in einer Wohngemeinschaft bessere Lebensbedingungen vorfinden, kann keineswegs ein hinreichender Grund für eine Fremdunterbringung sein. Ließe man das zu, öffnete man die Tür für breite Repressionsmaßnahmen gegen sozial schwache Bevölkerungsschichten.

M.E. muss verantwortungsvolle Jugendwohlfahrtspraxis skeptisch gegenüber den eigenen Entscheidungen bleiben und prozessuale Sicherungen dagegen einbauen, dass sie zur bloßen Repression verkommt. Solche Sicherungen können sein:

· der erweiterten Familie die Chance geben, Verantwortung zu übernehmen und für eine Besserung der Situation zu sorgen

· möglichst keine endgültigen, irreversiblen Entscheidungen treffen, sondern Entscheidungen, die Gegebenes berücksichtigen und Optionen vermehren.

· wenn irgend möglich, einen weiteren Kontakt der Kinder zu ihrem Herkunftsmilieu ermöglichen

· Fürsorge auch für die Eltern

Eine Kollegin oder ein Kollege hat sich auf den Feedbackbögen darüber beschwert, ich sei „für einen Vortrag vor Experten“ in einigen Fragen zu apodiktisch gewesen. Ich nehme diese Kritik zur Kenntnis, entgegne aber: Ich halte die behördliche Jugendwohlfahrt für sehr wichtig, und sie ist wegen ihrer Machtposition gefährdet, zum Repressionsinstrument zu verkommen. Es wäre nicht das erste Mal in ihrer Geschichte. Gerade angesichts des Wiedererstarkens biologistischer Strömungen müssen wir als SozialarbeiterInnen m.E. besonders sorgfältig mit der Macht des Jugendamtes (und der Gerichte) umgehen. Auch wir sind gefährdet, mit Berufung auf das „Kindeswohl“ uns bequem aus der Kritisierbarkeit zu stehlen. Deshalb bin ich tatsächlich apodiktisch, was den Einbau von Sicherungen, die Milderung und Abfederung der notwendigen Eingriffe des Jugendamtes in das Leben von Menschen betrifft.

Als Methodiker erwähne ich dann auch noch gerne, dass diese Sicherungen unsere Arbeit gleichzeitig interessanter, erfolgreicher und befriedigender machen, wenn man ihre Anwendung einmal beherrscht.

1. Vernachlässigung, Misshandlung und die erweiterte Familie

Zur Steigerung der Effektivität der Interventionen empfiehlt sich die Aktivierung der erweiterten Familie. Diese Interventionsform ist in den europäischen Gesellschaften mit der Individualisierung weitgehend abgekommen und wird erst in den letzten Jahren wiederentdeckt. Die Netzwerkforschung und bestimmte Ansätze des Case Management, die den Blick auf die lebensweltlichen sozialen Netze richten, hatten, plakativ zusammengefasst, folgende Ergebnisse: 

· Verwandtschaftliche Unterstützung (übrigens auch über größere Distanzen) spielt immer noch eine wesentliche Rolle bei persönlichen Krisen.

· Die Chancen zur Überwindung von Krisen sind deutlich besser, wenn ein verwandtschaftliches Netzwerk zur Verfügung steht.

· Unterstützungsleistungen dann stabiler erbracht werden, wenn sie auf mehrere Personen aufgeteilt sind.

Ziele: Erhöhung der sozialen Kontrolle im sozialen Nahraum der schwachen Eltern; Aktivierung des Unterstützungspotenzials der Verwandtschaft.

Die Basis, auf der aufgebaut werden kann, ist die weitgehend akzeptierte moralische Verpflichtung, sich um Verwandte zu kümmern. 

Ein Hindernis, das überwunden werden muss, ist die Scham der schwachen Eltern. Sie isolieren sich und berichten in der Familie nicht oder nur sehr selektiv über ihre Schwierigkeiten, weil sie sich ihres Versagens schämen und/oder Vorwürfe erwarten und/oder ohnehin schon zu oft familiäre Unterstützung bekommen haben.

Ein weiteres Hindernis ist bei den SozialarbeiterInnen zu finden: Sie trauen der erweiterten Familie keine produktive Hilfeleistung zu, weil

· manche Familienmitglieder selbst nicht sehr vertrauenerweckend wirken

· von den schwachen Eltern über böse Konflikte berichtet wird

· bei den Eltern der Eltern ähnliche Muster von Vernachlässigung etc. vorgekommen sind

Dem ist entgegenzuhalten, dass …

· sich in fast jeder Familie auch Personen finden, die stärker sind

· der Abbruch engerer Beziehungen zur erweiterten Familie gerade für schwache Personen desaströse Wirkungen hat und ohnehin daran gearbeitet werden müsste, kaputte Beziehungen wieder funktionsfähig zu machen

· dass Kinder zwar die Muster der Eltern oft wiederholen, die Eltern das i.d.R. aber gar nicht wollen („du sollst nicht so werden wie ich“)

Die Einbeziehung der erweiterten Familie sollte so erfolgen, dass nicht einer Person (ev. mit deren PartnerIn) die ganze Verantwortung aufgeladen wird. Das funktioniert nur selten und ist wegen damit verbundener Überforderung vom Abbruch bedroht. Bei einer Aufteilung der Unterstützungsleistungen und der Verantwortung auf mehrere Personen sinkt die Belastung für die einzelnen, günstigenfalls kontrollieren/motivieren einander die UnterstützerInnen.

Die Suche nach „Ersatzeltern“ in der Familie führt daher nur selten zu einem Erfolg. Die beschriebenen Familienkonferenzen (FDMP) zielen jedoch genau auf eine Verantwortungsübernahme durch die erweiterte Familie als Kollektiv, was in der Regel zur Aufteilung der Kontroll- und Unterstützungsaufgaben auf eine ganze Reihe von Familienmitgliedern führt, die darin dann wieder den anderen Rechenschaft schuldig sind.

Interventionen, die auf die Einbeziehung der erweiterten Familie zielen, können sein:

· Frage an die Eltern, mit wem sie die Situation schon besprochen haben; Aufzählen von möglichen (empfehlenswerten) GesprächspartnerInnen; Besprechen der Hindernisse und Arbeit daran, wie diese Hindernisse überwunden werden können.

· Anregen einer kleinen Familienkonferenz.

· Kontaktaufnahme mit getrennt lebendem leiblichen Vater, Großeltern und Stiefgroßeltern der Kinder, mit den Geschwistern der Eltern. Jene um Unterstützung für die Eltern bitten, Unterstützungsmöglichkeiten absprechen.

· „Coach“ für Mutter, Vater, Kinder suchen und in die Vorbereitungen einbeziehen.

Wie im gesamten Feld des Kinderschutzes ist allerdings zu bedenken, dass auf eine klare Positionierung der Behörde (des Jugendamtes, des Gerichts) zugunsten der Einhaltung der Mindeststandards nicht verzichtet werden kann. Die erweiterte Familie ist Verhandlungspartner, ihr kann aber nicht der Gang der Dinge völlig überantwortet werden. Außerdem ist damit zu rechnen, dass sich in manchen Familien auch deutlicher Widerstand gegen die Einmischung seitens der Behörde artikuliert und formiert.

2. Eltern unterstützen, auch und gerade weil sie (zu) schwache Eltern sind

Die Botschaft der Kinderschutzbewegung war, dass i.a.R. der Schutz der Kinder durch die Zerstörung ihrer Familie nicht der Königsweg ist. Die Kooperation der Eltern sei zu suchen. Man könne davon ausgehen, dass auch schlechte, schwache, misshandelnde Eltern versuchen, ihr bestes zu tun. Nun mag das nicht generell so gelten, in der Mehrzahl der Fälle wohl schon.

Hindernisse:

· Die Eltern können Unterstützung schwer annehmen, weil sie gleichzeitig durch die Aktionen des Jugendamtes schwerstens in ihrer Autonomie und Würde verletzt werden.

· Die Eltern wehren die Einsicht in die eigene Unterstützungsbedürftigkeit wegen Scham, Angst vor Verlust des Selbstwertgefühls, Misstrauen gegenüber Behörden, sozialer Minderwertigkeitsgefühle ab.

· Die SozialarbeiterInnen konzentrieren sich ganz auf die Konfrontation und können sich nicht vorstellen, gleichzeitig konfrontativ und unterstützend zu agieren.

· Mutter oder Vater oder ein Stiefelternteil erscheint bindungsunfähig und aufgrund der Persönlichkeitsstruktur eine dauerhafte Gefahr für das Kind darzustellen. Unter diesen Umständen scheint eine Unterstützung der Eltern als kontraproduktiv.

Texte zu diesem Thema finden Sie bei den Materialien zum Seminar. Angemerkt sei aber, dass für Eltern das Jugendamt die primäre Schaltstelle und oft die einzige Einrichtung ist, bei der sie Hilfe erhalten können. Dadurch besteht m.E. unabhängig von der Gestaltung des weiteren Kontakts zu den Kindern eine Verpflichtung der Jugendwohlfahrt, für Eltern Unterstützung zu organisieren.

3. Organisation der Fremdunterbringung gegen Widerstand

Überraschende Wendungen bei Kindesabnahmen sind nicht zu vermeiden, auch Eskalationen können nicht immer vermieden werden. Einige Sicherheitsmaßnahmen können aber in diesem Fall hilfreich sein:

· Sichern Sie sich immer die Unterstützung von KollegInnen und führen Sie die Intervention nicht alleine durch.

· Sichern Sie ab, dass eine Vorgesetzte während der ganzen Aktion telefonisch erreichbar ist. Scheuen Sie sich nicht, im Laufe der Aktion Kontakt aufzunehmen.

· Sichern Sie sich möglichst vor der Aktion die Unterstützung durch relevante Personen aus dem sozialen Umfeld der Eltern.

· Sorgen Sie dafür, dass sich jemand um die Eltern kümmern kann und nach der Abnahme der Kinder Ansprech- und Begleitperson für die Mutter ist.

· Die Kinder benötigen vor allem bei dramatischen Situationen Begleitung über die unmittelbare Abnahme hinaus.

· Werden die Kinder von Kindergarten oder Schule abgeholt, vergessen Sie nicht die rechtzeitige Information der Betreuungspersonen.

· Nach dramatischen Aktionen haben Sie das Recht auf eine Auszeit und auf einen Gesprächspartner, dem Sie ihre Erlebnisse und Gefühle mitteilen können.

Allemal besser ist es natürlich, wenn die Entfernung der Kinder aus dem elterlichen Haushalt nicht von vornherein einen dramatischen und endgültigen Charakter hat. Wenn möglich, schaffen Sie Situationen des Übergangs: Vorübergehende Unterbringung in einer Kriseneinrichtung, einem Spital etc. und währenddessen intensive Arbeit mit den Eltern an der möglichen Zukunftsperspektive. 

� …im Neuseelandbeispiel, das ich im Seminar angesprochen habe, ging es genau darum: Die aus der Sicht der Mehrheitsbevölkerung defizitären Entwicklungsbedingungen für Kinder aus der diskriminierten Maori-Minderheit führten zu den vielen Kindesabnahmen – eine rassistische Praxis.





